
Famıilienbeihilfen (Kınderbeıihilfen), VWohnungsbau, 1N5- zahlen, unls VOr Gewissensftragen stellen kann, 1ST ohl
besondere Unterstützung der kinderreichen Famiılie, jedem Bürger jedes Staates heute geläufigSteuerermäßigung, Studienbeihilfen uUuSW. Gerade als Christen sind WIL der Auffassung, daß der

Es 1SE notwendig, Familıenvereinigungen gründen, Staat keıin eigengesetzlıches Gebilde 1ST, sondern ebenso
WIC der einzelne absolut bındenden sittliıchen Normendie eruten sınd, die Famlılıe dem Staate gegenüber

vertreten un gleichzeitig die Offentlichkeit über die untersteht Folgt daraus, daß WITr als Steuerzahler
wesentlichen Aufgaben Familıenpolitik er- auch NUur dann sıttlich verpflichtet siınd wenn 1Ne C1I-
richten un Lösungen finden, die den christlichen kennbar auf ethische Prinzıpien gegründete SteuerpolitikGrundsätzen entsprechen treibt? Wann aber 1St die Steuerpolitik ethisch Ord-

Es 1STt ede Bemühung begrüßen, welche die Fa- nung? Und WIC stellt sıch Verpflichtung ıhr CN-mıiılie der Kırche näher bringt un dıe Famlılıe als solche über dann dar? Diese Fragen beantwortete kürzlıch auch
relıg1ösen Leben der Gemeinschatt teiılhaben äfßt Prof Joseph Höftner ı Vortrag VOrLr dem Bund

Auf diese VWeıse könnte der Geist der christliıchen Gemeıin- katholischer Unternehmer über „Steuerpolitik ı soz1al-
schaft verwirklicht werden ethischer Sıcht“ Bad Neuenahr, Maı KSZ WITLr

werden auf Ansıchten noch welfer zurück-Nach eingehendem Studium detr wechselseitigen Bezie-
hungen zwıschen Schule und Elternhaus stellt dıe Studien- kommen
tagung test, dafß verschiedenen Ländern bereits SCIL Dıie Grundsätze, nach denen unNnsern westlich demokra-
ungefähr halben Jahrhundert Ergebnisse tischen Staaten Steuern erhoben werden, sınd heute den
für die Freiheit des Unterrichtes erreicht worden sind verschiedenen Ländern, be1 vielerleı Abweichungen e1in-
Weter stellt die Studientagung fest, da die Ausweıtung zelnen, doch gleichartig, da w 4S nach den Darlegun-der Staatsmacht dazu führt, dafß SIC ıhre Ansprüche 1 SCH I?glégierr?s tür Belgien gilt, ebenso auf die W Eest-
Bereich VO  >} Unterricht un! Erziehung Weıse deutsche Bundesrepublik, auf Österreıich, die Schweiz,
9 daß sSiIie C1NE Getfahr für die Rechte der Eltern Frankreıich oder England zutrifit. Wır alle, die WI1L uns
und der Kırche darstellen auf diese oder JENC VWeıse VO  3 NSsSerm Staat für über-
Die Studientagung betont daher ordert halten ebenso aber auch die Steuerbeamten,

Die Notwendigkeit der Erhaltung der freien Priıvat- deren Gewissenskonflikte VOL CIN1SCI elit einmal egen-
inıt1atıve hıinsıchtlich der Erziehung der Kontrolle stand Betrachtung der Zeitschrift „ Wort un:
der kirchlichen un: staatlıchen Autorıitäten Wahrheıt ull 1951 327—9531) WIr wWwer-

Die Notwendigkeit NSCH Zusammenarbeit von den uns jedenfalls IM1TL größtem Interesse durch den
Elternhaus un Schule Dadurch wırd das Verantwor- belgischen Moralisten über echt un: Unrecht be-

lehren lassen.tungsbewußtsein der Eltern estärkt die Schule findet
CiINCN festen alt den wachsenden Zugriff des
Staates, un Eltern und Lehrer wechselseitig den Das Recht des Staates auf Steuern
VWert der Erziehung. Zunächst einmal 1STt klar, da{fß der Staat C1MN echt hat,

Daß die Eltern nıcht schon dadurch ihrer Verantwor- Steuern erheben, da GE 1St der tür die Wahrung und
tung nachkommen, da SIEe die Kınder CLN!:  'a Schule Förderung des Allgemeinwohls SOISCH hat un:
ihrer Wahl senden Ihre Aufgabe als christliche Eltern Leistungen bezahlt werden INUuSsSEn durch die, die davon
kraft der besonderen Gnade des Sakramentes esteht profitieren VO  3 der öffentlichen Ordnung, der Verteidi-
nıcht bloß der materijellen Unterstützung der Schule,
sondern auch darın, ML den Lehrern den Fragen der ung der Grenzen Überfälle der Verteidigung der

Bürger Innern SCcSCHN Verbrecher durch das Rechts-Erziehung CNS zusammenzuarbeıten. un die Gefängnisse Leistungen des Staates sindDa dıie Zusammenarbeit, voll wirksam SCIN, die Alters-
ine institutionelle sCIN mufß Diese Zusammenarbeit von

Invalıden- un Krankenversorgung, die
Unterstützung des kulturellen Lebens, Schulen, Bıiblio-

seıiıten der Eltern soll ıhren Ausdruck zumindest der theken, Museen, Denkmalsschutz, Naturschutz usS  <organısatorischen orm Von Elternvereinigungen finden,
die jeder Schule errichten sınd und den Charakter Straßen, Eisenbahnen, OsSst Telegraph Telephon, Elek-

trizıtätswerke, Wasserleitungen, das alles sınd LeistungenJuristischen DPerson haben INUSsSeNHN des Staates, die allen Zugute kommenDaß bei voller Wahrung der Rechte der Schu- Hiıertür erhebt der Staat Steuern VO  $ seiINCcCN Bür-len den öffentlichen Schulen den Kındern die Mög- SCIN gemäaß iıhrem Vermögen Hıer erhebr sıch vielleichtachkeit geboten werde, normalen Stundenplan Re- schon ine rage Mufß da nıcht der Reiche für denlıgionsunterricht ıhrem CISCNCNHN Glaubensbekenntnis Armen, der, der arbeitet, für den Faulen bezahlen? icht
erhalten, oder daß CIN1ISC dieser öffentlichen Schulen notwendigerweıise, WECNN dem gesunden Staatswesen

nach Wahl der Eltern als kontessionelle geführt werden gelungen IST, nach Möglichkeit alle Böswilligkeit Uu-
schalten. Denn dann sıch, da{fß auch der Genuß, den
die Bürger VO  3 den Einrichtungen des Staates haben, EC-Das ChHrıisiliche Gewissen und die Steuer stuft ıSE Autobahnen, Museen, Universıtäten, Fluglinien
dienen gewifß mehr dem Reıichen, der auch die höheren

Die Von Theologen un: Phiılosophen der LOwener Steuersatze zahlt
Jesuiten-Universität redigierte belgische Zeitschrift „Nou- Jedenfalls 1SE NUr der Staat imstande, ine nach Möglıch-
velle Revue Theologique“ rachte 1ı ihrem Aprilheft dıie keit gerechte Aufschlüsselung der Beıtrage vorzunehmen,
Untersuchung Moraltheologen, Delepierre S ] die jeder einzelne Bürger all diesen Werken des Ge-
über die Steuerpflicht VOTr dem cQristlichen Gewissen Daß meınwohls beizutragen hat Er LUL das durch die Steuer-
die Forderung des Staates, ıhm Sanz bestimmte Steuern gesetzgebung Diese, Sagt der Moraltheologe, verwirk-
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icht die notwendige soz1iale Ordnung un: verpflichtet Verschleierungen und Hinterziehung unzugänglıch —

daher ı Gewissen. dere bieten die Möglichkeit des Betrugs Be1i den indirek-
Gegen diese hese werden schon Einwände CeI- ten Steuern 1St überall finden Be1 den direkten
hoben Da die Verpflichtung oft außerordentlich un Steuern >ibt eine Kategorie, der sıch nıemand sCINCT

genehm 1St 1SEt INa  — aut den Ausweg verfallen, diese (S@e- Verpflichtung entziehen kann, weıl der Staat S$CINCNHN An-
als keine solchen, die Gewissen verpflichten, tei]l schon einbehält; ehe der Steuerzahler das .eld über-

erklären, sondern als Strafgesetze wenn der haupt die and ekommt Andere Zahlen ıhre Steuer
Steuerzahler Steuer nıcht zahlt kann bestratt auf Grund Steuererklärung, un: hier wird Betrug
werden, un damıt IST die Sache VOTLT seCc1nNemM Gewissen 111 möglich SO ergıbt sıch hinsıchtlich der direkten Steuern
Ordnung gebracht! So verfährt der Staat beı W: Cine Scheidung der Bürger Z W1 Sanz verschieden SC-
kleinen, alltäglichen Delikten, W1C den kleinen Z oll- stellte Kategorien Die umfaßt alle Lohnempfänger
vergehen, deren siıch fast jeder Bürger schuldig macht un Beamten Diese bılden fast z wWwEe1 Drittel aller Steuer-

zahler un stellen die Hälfte des Nationaleinkommensber bei der Steuer handelt sıch Nnu eben
ganz anderes die Erhaltung des Gemeinwohls durch Steuern (das wird ı den anderen westeuropäaischen

Und durch dieses 1ST auch das Gewi1issen des Bürgers ENgA- Staaten ungefähr N  u e1in w 1€6 Belgien). Die Z W e1ite

Kategorie umtaßt die freien Berufe Ihre Sıtuation 1STtEs 1St durchaus verwerften, WE ein Christ den
Staat ohne weifteres für Räuber un jede Steuer- 1ine ganz besondere Sıe können betrügen Vielleicht wer-

den S$1e darum höher besteuert Es sieht AausS, als wollehinterziehung für erlaubt hälrt Man würde bei dieser
Haltung Wahrheit schamlos VO dem profitieren, w 4S der Fiskus, iındem diese Kategorie MILTtC höheren Steuern

elastet schon dem erwartenden Verlustder Nachbar bezahlt hat. Man darf nıcht VELSCSSCH, W16-

viel Ma  $ der öftentlichen Ordnung, dem allgemeınen Le- durch Hinterziehungen vorbeugen Die Steuern sind also
bensstandard, den Arbeitsmöglichkeiten, den Verkehrs- für den ehrlichen Steuerzahler tatsächlich hoch an
mitteln verdankt Erhielte der Staat (dessen Amtstrager setzt! W as für moralısche Direktiven kann inan dieser
W 11 den demokratischen Ländern mehr oder wenıiger verwickelten Sıtuation geben?
selber gewählt haben) SETINSCIC Steuereinkünfte, würde
alles dies verkommen un: aufhören W o die Steuern Tragbare Leıtsatze

ungerecht erscheinen, Z1Dt das Miıttel der gesetzlichen Es zibt Moralisten, die predigen, in  e} INUSSSC alle ein

Abänderung, autf die der Bürger durch Abgeordneten Steuern bis ZU etzten Pfennig gewissenhaft bezahlen.
hinarbeiten kann Doch bis dahin mufß die (Gesetze ber 1St eC1in offenes Geheimnis, daß ; Wahrheit eın
se1NCcs5 Staates als solche anerkennen Mensch bis ZU etzte/n Pfennig Zzahlt! (Außer se1 DCc-

ZWUNSCNH, natürlich!) Es g1ibt Moralisten die MECINCH,
Von den Prinziıp:en ZUur Pyaxıs se1i Pflicht des Gewissenhaften, alles zahlen, auch wenn

Der Staat 1U  —$ 1STE überladen MI 41l diesen Verpflichtun- der Staat ZESCNWATLS die Steuern angeseETIZt habe:
gCH für das Gemeinwohl un: ann siıch ihnen nach- die anderen würden dann diesem Beispiel MItL der eıt

rolgen, un der Staat könne endlich Steuern senkenzukommen, iıcht auf den bloßen guten Wiıllen SCLINCI

Steuerzahler verlassen; denn die meınsten würden sıch ber WEnnn das auch Prinzıp ZUtEt: 1STt die Praxıs
WCNISCI anpassungsfähig. W as sollte »  us dem ehrlichen

wenn Nur VO gyuten W illen abhinge, dieser Verpflich- Steuerzahler werden, ehe die Folgen seiNer Ehrlichkeit
Lung entziehen Der Staat hat daher CIn ZanNzCS System der sıch eingestellt haben? Er würde cehr rasch erdrückt Wer!r-
Erfassung, Kontrolle un Bestrafung ausgearbeitet Nach den, un nıemand würde ıhm folgen Dies scheint also
Jahren des Tastens annn InNnan SAagCNH, dafß CT Ee1iNeMMM eın Mittel SCIN, die öffentliche Meınung wecken
durchgreitenden Erfolg gelangt 1ST Es 1STt erstaunlich un ine allgemeıne Besserung herbeizuführen
sehen, WIC versteht, die Einkünfte, Gehälter, nNnAan- nzwischen sind aber für den Steuerzahler schon realı-
ziellen Öperatıonen VO  3 Miıllionen VO  e} Individuen estischere Direktiven Der belgische Moraltheologe
überwachen!Y o1ibt CIN1ISC, die sıch gESENSCILL
Diesem Apparat gegenüber steht Nnu  a der Steuerpflichtige. Es 1SE Gewissenspflicht, dafß jeder gemäfß sSC1INECIN Ver-
Man verlangt VO ıhm AO0=—— O Prozent S$SC1INETr Einküntfte. Gemeinwohl mitwirkt.

iıne Formulierung finden, die diesen Grundsatz autDas bringt ıh natürlich dazu, sıch verteidigen In
schwierigen Augenblicken verliert alle Vorteile, die die gegenwartıgen Probleme der Steuererklärung NnWEeN-

det 1STt iıcht leicht Vielleicht ann na  $ bestendurch den Staat genießt den ugen un sieht NUr

noch den CISCNCH Fall AÄAus der Selbstverteidigung wird ebt vernünftige Steuererklärungen 1b!
dann sehr leicht Cin rıeg Dann sieht ma  —$ überall Un- W as aber soll iNd  a vernünftiger Steuererklärung

verstehen? Man könnte vielleicht as, W as dergerechtigkeit un Verschwendung der Steuergelder, un
INan Sagt siıch selber VOL schulde dem Staat nıchts, Fiskus verlangen würde, wenn der Ehrlichkeit aller
denn 1ST C1in 1eb Natürlich siınd noch ıcht alle auf Leute sicher ware Der Staat wei(ß Ja, dafß ıhm C1inN 24 n
diesem Standpunkt angelangt; aber jedem VO  - uns W 1ISsSer Prozentsatz VOINN Steuern hinterzogen wiırd
lauertdıe Versuchung, hier mehr un mehr betrügen. weiß auch ziemlich NauU, WIC oroß den Spielraum
Jer ]1ST MG Direktive also dringend nÖöt1g. zwischen dem deklarierten un dem wirklichen Wert
Die Steuersysteme der westeuropäischen Länder haben ZUS: hat Der Steuerzahler dagegen kann 1U wıieder

seinerse1itfs dieses Verfahren des Staates MmMi1It Rechnungdurchweg folgenden Typ
Es zibt z W: e 1 Arten vVon Steuern, die direkten un die ı— setzen afru collte mehr zahlen, als schuldet?

Daraus leitet C S aAb C111 Steuererklärung SC-direkten. Indirekte Steuern sınd die Stempelsteuern, Um-
satzsteuern, Zoll un W arensteuern Direkte Steuern tref- schickt abzütassen Wenn MMI1L Maß CUL, vergeht
fen die Arbeit un das Kapıtal Eınige davon sind für sıch 7weitfellos den Buchstaben des Gesetzes, häalt



sıch aber an dessen Geist, un CT ann sein Ge- 1n die Höffner seine Richtlinien zusammenfaßt „die
wissen gegenüber dem Gemeinwohl bewahren. richtige Auffassung VO Sınn der Eigentumsordnung undWelches 1St ber 1Nun das gerechte Ma{ß? Man blicke des Staates“.
sıch, Was die anderen ehrlichen Leute zahlen! Durchaus Eın Staat, der sıch eine allgemeine Planung ZU Wohl
deutlich SAaßt hier Delepierre: „Das 1St das Mittel, seiner Untertanen anmalst, die, 1mM Wıderspruch zu - den
euch dem anzunähern, Was UÜKE moralische Pflicht ist‘'und Forderungen der christlichen Sozıiallehre, die Freiheit des
WwWas der Staat von euch mıiıt echt tür das Gemeinwohl einzelnen un VOL allem auch der Famliılıie (in Erziehung
erwarten ann Dann tragt euch, ob ihr diese Zifier un: Fürsorge) autfhebt, muß ZUr Durchführung dieser all-
glaubwürdig deklarieren könnt, und beachtet bei euren gemeıinen staatlichen Bevormundung, WEECILN überhaupt

noch Privateigentum bestehen bleibt, das ZCESAMTE Sozijal-Formulierungen, W 4s der Fiskus tatsächlich be] euch test-
stellen kann. Denn gehört auch ZUuUr Vernuntift, siıch nıcht produkt wWegstEUErN und Neu verteilen. ine solche totale
erwischen lassen!“ Staatsdiktatur un Staatsfürsorge lıegt u  > ZWar „weiftfel-

los nıcht 1ın der Absıicht 1Nsrer westlichen Demokratien,Man soll nıcht9pünktlich zahlen.
Es annn vorkommen, da{fß eın ehrlicher Steuerzahler

ber INa  $ könnte doch fragen: führt der gewaltige Steuer-
druck ıcht schon nahe daran heran, oder, MIt anderenplötzlich VOor Steuerforderungen steht, die ıhn eintach VWorten: Sınd sehr hohe Steuern mi1t der Privateigentums-ersticken. Hıer erkennt der Moraltheologe den Stand be- ordnung vereinbar?

rechtigter Notwehr aın  ! Natürlich mu{ß INa  ; versuchen,
offiziell eine tragbare Lösung finden Wenn das aber ohe Steuern und Privateigentumsordnung
unmöglich erscheint, darf In  S Maßnahmen ergreiften, Hiıerauf antwortet Höftner MmMI1t seıner zweıten These, die

NUur das zahlen müussen, Was Man VOr dem eigenen besagt, daß in Notzeiten Ww1e der unsern hohe SteuernGewissen wirklich schuldet: man dart diesem Zweck
die Steuererklärung herabsetzen, oder, WCLn sıch das

sıch noch keine Abkehr VO Prinzip der Privateigentums-
ordnung bedeuten. Denn die Ööhe der Steuern richtetnicht machen läßt, darf InNnan sıch anderen unauffind- sıch nach den Interessen des Gemeinwohls, iıhr Prinzıp 1St

baren Punkten schadlos halten. die Gemeinwohlgerechtigkeit. Daf die Steuerlast heute
Zum Schluß wendet sıch der Moraltheologe den hoch sein muldß, 1St jedem Einsichtigen klar Schon der

Staat: seine Steuerpraxiıs 1St vieler Verbesserungen tähıg normale Bedart eines modernen Staates 1St heute eın
Delepierre erwähnt hier die besonderen wunden Punkte
des belgischen Steuersystems, auf die WIr ıcht näher ein-

Vielfaches höher als der etwa der Feudalzeıit, da CLr Ja
auch große NECUeE Aufgaben hat übernehmen mussen. Die

zugehen rtauchen. Jedes Land hat die seiınen. Industrialisierung mit der Entstehung eines rlesigen be-
sıtzlosen Proletariats, dazu ın Jüngster elt die Ver-Ethische Prifizipie_n der Steuerpolitik elendung vieler Mıllionen infolge der Kriege verlangen

Klarzustellen, welche Grundsätze der Steuerpolıitik —- eine ausgleichende Fürsorge des Staates. Er versucht, die
grunde legen seıen, WCCNnN sS1e den christlichen Sozial- entstandenen Ungleichheiten durch eın Steuersystem AUS-

— ehren genugtun und damıt auch den Steuerzahler ın zugleichen, in dem die ursprünglıche Einkommensbildung
gerechter  Weise 1n die Leistungen für das Gemeinwohl 1n erheblichem Umfang korrigiert wird. Hohe Steuern,
einbauen soll, War das Hauptanliegen des eingangs er- die AUuUsSs diesen Gründen erhoben werden, stellen gewiß
wähnten Vortrags VO  3 Prot Höftner vor dem Bund noch keine Abkehr VO  3 der Privateigentumsordnung als
katholischer Unternehmer 1n Bad Neuenahr 24 Maı solcher dar Zu bedenken sind allerdings die Nebenaus-
dieses Jahres. Die Steuerpolıtik eınes Staates 1st natürlich wirkungen sehr hoher Besteuerung, VOT allem die de-
aufs ENSStE mMIiIt der seinem Autfbau zugrunde lıegenden moralisierenden. Neben Lügen un Fälschungen, auf die
Eigentumsauffassung verbunden. Daß von den beiden Höftner ebenso wiıe der Belgier Delepierre hinweist,
theoretisch denkbaren Idealtypen, dem Gemeineigentum nın Höftner zudem noch Auswirkungen der Besteue-
un dem Privateigentum, der erstere Nnur eine, wenn auch rungsprinzıpien auf die Ehemoral: der höheren Be-
se1lit Jahrtausenden gehegte Utopie 1St, hat die Struktur SteEUErTUNg durch die Zusammenzählung der Löhne der
der autf iıhm aufgebauten SowJetunion enthüllt führt Ehepartner entgehen, werden Scheinscheidungen
notwendig einer Zusammenballung aller wirtschaft- durchgeführt, oder Junge. Paare lassen sıch überhaupt
lichen un polıtischen acht einer einzıgen Stelle der iıcht trauen, sondern leben 1mM Konkubinat INmMm:
Staatsmacht un damıt Zur Versklavung des Menschen. Es 1St ganz klar, daß eine kluge Steuerpolitik solche
Nur das Privateigentum schützt die menschliche Würde, Nebenwirkungen ermeıden suchen mußßs, daß s1e VOTL
wenn 65 in gerechter VWeiıse verteılt werden ann Hıer allem beim Steuerzahler auch das Bewulßftsein schaffen

nach christlicher Auffassung die Aufgabe des Staates mudfß, daß der Staat die durch Steuern eingezogenen Gelder
nıcht verschwendet un da{ß die hohen Steuern eınein: E 1St das „höchste irdische Sozialgebilde, das;,

auf echt und Macht gestützt”, dıe Aufgabe hat, die Selbstzweck sind, sondern Notmaßnahmen für einen Ch=
„vielfältigen Beziehungen“ der „CNg mit einander VOI - krankten Sozialkörper.
bundenen Eınzelmenschen, Famıilien, Gemeinden, Be-
triebe, kulturellen Einrichtungen“ mIit „Recht, Ordnung Unmoralische Steuerüberwälzungen
un: Sicherheit durchwalten“. Nach christlicher Auf- Die dritte These Höffners wendet sich die ber-
fassung oll der Staat „keineswegs alles selber 1n die wälzung VvonNn Steuern aut Träger, die der Staat gar nıcht
and nehmen das ware Kollektivismus“, sondern den als Träger dıeser Steuern gemeıint hatte. Wiıe Delepierrevielfältigen Lebensbereichen nach dem Subsidiaritäts- macht auch Höftner auf den Unterschied zwiıschen solchen
prinzıp ZUr möglıchsten Entfaltung verhelfen. Er bedarf Bürgern aufmerksam, die als Lohn- und Gehaltsemp-azu großer Miıttel. „ Voraussetzung jeder gesunden tänger) ıhren Steuerpflichten gar nıcht entgehen kön-
Steuerpolitik 1St nun das ist_ .die von Thesen, NCNMN, un der Banz anderen Position derjenigen, die ıhre



Steuern aut Grund VO Steuererklärungen zahlen Hın- schon CINgAaNSS, darauf hinweisen, daß die Zeitschrift
sıchtlich der Überwälzung g1bt natürlıch Steuern, die Wort und Wahrheıt dem VO' Steuerzahler über-
auf den Konsumenten überwälzt werden sollen, sehenen Problem der Ethik des Steuerbeamten und
dıe Tabaksteuer: aber C1MN offenkundiger Fall moral- Ge-SteuerJjuristen C1NC Untersuchung gewidmet hat
wıdrıger UÜberwälzung 1ST Deutschland die beı der wissenskonflikte Fınanzamt nın sıch dieser Auf-
Sotorrthilte un dem Lastenausgleich Verbrauchssteuern, Satz vVon Melichar Die moralische Qualität des Steuer-
Umsatzsteuern, Einkommen- un Körperschaftssteuern beamten wird sıch zweıtellos jedem Staat auch auf die
lassen sıch überwälzen, un CS Ware sıcher interessant, moralıische Haltung des Steuerzahlers auswirken Melichar
wenn IN4an erfassen könnte, wıevıel Prozent Steuern sSC1INCIMM Auftfsatz die Gelegenheiten auf der
heute diesem Vorgang unterliegen Der Hauptleidtragende
dabeı 1ST natürlich der kleine Mann Hıer stehen Steuer- SteuerJurist MIL Fragen der Steuergerechtigkeit tun

hat Das 1ST erster Linıe der Fall wenn ent-
lehre un: Steuerpolitik VOT der gewißß nıcht eichten Auft- scheiden oilt, ob ine Steuer Aaus Billigkeitsgründen C1I-gabe, dieses steuertechnische Versagen bıs Wur-
zeln durchschauen un!: SOWEILL möglıch eheben lassen werden oll jegt ECiIiNE Unzumutbarkeit der Steuer

VOL, ISTt der katholische Steuerbeamte jedenfalls VOTI-

Steuerpflicht als Gewissenspflicht? pflichtet, WeNnNn möglıch VO  } Billiıgkeitsmafßnahme
Gebrauch machen Er stellt damit die Überein-Ergibt sıch NUu  —$ diesen Mängeln der heutigen Steuer- der POS1LUVCN Rechtsordnung . mMIiIt der S1Ctechnık WI1C viele behaupten, CN Berechtigung tür den

Steuerzahler ZuUur!r Steuerhinterziehung? fragt auch Höft- überhöhenden Naturrechtsordnung her.“
Liegt keine direkte Unzumutbarkeit, sondern NUur beson-

Ner Zu dieser rage SC1NECTr 1 hese Stellung dere Belastung VOI, soll der Steuerbeamte auch Billig-Er Sagt „Die Steuerpflicht 1ST nach den Grundsätzen der
cQristlichen Moral 1inNe Gewissenspflicht keitsmafßnahmen anwenden, wenn GinNn zureichender rund

vorliegt Und 1er fangen die Schwierigkeiten für denSıe 1ST Gewissenspflicht, weıl SIC un die Gemeinwohl- Steuerbeamten an; denn CT darf über dem Miıtleid MLgerechtigkeit fällt Diese verpflichtet den Staatslenker AT dem klagenden Steuerzahler ıcht die Ansprüche des Ge-rechten Gestaltung der Gemeinwohlsordnung un den meinwohls übersehen, das auch wirkliche Opfer verlangenBürger ZUr gewissenhaften Beobachtung der Gesetze,
„nıcht zuletzt der Steuergesetze Wenn C1inNn Bürger der darf Billigkeitsmaißnahmen versagt werden,

wWwenn andere Steuerzahler ebenso schwer VO  3 der astAuffassung 1ST, die Steuergesetze verbesserungs- betroften werden, aber iıcht empfindlich siınd WIC derbedürftig un WIL alle sind dieser Ansıcht 1St
dem Bürger dennoch nıcht DSESTALLEL, als Rıchter 111 CISCNCI Antragsteller un keine Milderung für sıch verlangen

Daß für den Steuerbeamten C1iNe Gewissensirage WeI-Sache Steuern hinterziehen Wenn die Bürger die den kann, ob A0 überhaupt bestimmten Staat undSteuergesetze tür schädlich halten, lıegt die Lösung
ıcht der Steuerhinterziehung, sondern der auf de- seiner Steuerpraxiıs CILEer dienen dart 1SE C1iMN Problem,

das auf anderen Ebene lıegt un: US dem Rahmenmokratıischem VWege anzustrebende Steuerretorm Wır
sehen, da{flß hıer der Sozialphilosoph bedeutend STIrCNSCIC der gegenwartıgen Fragen herauställt. Ebenso esteht
Grundsätze hat als der Moraltheologe! MI1 den Problemen, die sıch A2US dem Beamtenverhältnis

als solchem (Abhängigkeit VO)  3 VWeıisungen Ne! Vor-ıne wirkliche Besserung ann nach Höffners T hese
NUur durch wirtschaftliche Kıgeninitiative erfolgen egen gesetzten) aef WIC allen anderen Beamtenstellungen
hohe Steuern wehrt ein olk siıch besten dadurch daß ergeben.

Dagegen fällt 65 für die Steuermoral Landes gew1fßSIC überflüssıg macht Leider hat aber die weitgehende
Verelendung gerade umgekehrt Sıcherheıits- 1118 Gewicht, ob der Steuerbeamte dem Steuerzahler
streben geführt, tür das INa  — NUr beim Staat Garantıe der Gestalt feindlichen Parteı, nämlich des

Feindes Staat, oder echt sachlicher un: menschlicheret. Und IU  - lıegt „das Paradoxe aufge-
lähten Staatsfürsorge darın, da einerSselits die Staats- orm ENTgESCNLIIFLEL ıne Gewissensgefahr für den Steuer-
kasse; AUusSs der alle schöpfen wollen, sıch 1Ur durch Steuern beamten 1STt nach Melichar, dafß Steuerzahler
füllen kann, daß anderseıts jedoch MIt sinkender w1 VO vornherein schon den potentiellen Steuerhinterzieher
schafrtlicher Eıgeninitiative das Steuerautkommen tallen sıeht und ihm dementsprechend entgegentritt. Auch S
mu{(“.€r der Steuerzahler ıhn als ,Feind“ ansıeht un: die Gründe
iıcht der Staat sollte Fürsorger SC1IN, sondern die Fa- dieser wechselseitigen Feindschaft entsprechen i elı-
milıe. Nach christlicher Auffassung muß danach gestrebt chars Darstellung denen, die Delepierre ı der
werden, die Famılie wieder instand SETZECEN, für ıhre „Nouvelle Revue Theologique“ dargelegt hat dart
alten und kranken Mitglieder SOTrgCNH ZU eıl müßte er Gewissensgründen doch nıcht dem gleichen Fehler
das wıederum durch steuerliche Mafßnahmen gefördert vertallen „Wır haben hıer WenNnn auch cschr abge-
werden. Im EADZeN aber findet „das Spannungsverhältnis schwächter Oorm nen Anwendungsfall des christ-
‚Eigentum und Steuer‘ SC1HNEIN Ausgleich nıcht ı der Ver- lıchen Gebots der Feindesliebe VOT uns  '“ Jedenfalls,

der Steuerbeamte fehlt un: auch der Steuer-absolutierung der oder der anderen der beiden
Größen. Nur C1M kluges Abwägen derzahlreichen 1er zahler fehlt wırd auch nach Melıichar „übersehen, a
mitspielenden Faktoren annn befriedigenden der Staat G moralische Anstalt 1ST un der SteuerJurist
Lösung tühren“. ebenso WI1e der Rıchter erster Lıinmie das echt wah-

hat Es ı1ST richtig, daß der SteuerJurist datür SOrg«cNh
Dıiıe Berufsethik des Steuerbeamten hat, daß jeder Groschen, der dem Staat gehört, eingebracht

wird: hat aber ebenso dafür SOTSCH, da{ß auch nıchtAn dieser Aufgabe annn auch der Steuerbeamte ıcht
erheblich mitwirken Wır möchten hier noch einmal WI1C C1MN Groschen mehr eingebracht wird. CC
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